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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.07.1995 

Geschäftszahl 

95/20/0242 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie VwGH E 1995/01/27 94/17/0486 1 

Stammrechtssatz 

Der Rechtsanwalt darf die Festsetzung von Fristen nicht völlig der Kanzleileiterin überlassen und sich lediglich 
auf stichprobenartige Kontrollen beschränken. Für die richtige Beachtung der Rechtsmittelfristen ist in einer 
Rechtsanwaltskanzlei stets der Rechtsanwalt verantwortlich, denn er selbst hat die Fristen zu setzen, ihre 
Vormerkung anzuordnen sowie die richtige Eintragung im Kalender im Rahmen der gebotenen Aufsichtspflicht 
zu überwachen, und zwar auch dann, wenn die Kanzleiangestellte überdurchschnittlich qualifiziert und deshalb 
mit der selbständigen Besorgung bestimmter Kanzleiarbeiten, so auch der Führung des Fristenvormerks, betraut 
worden ist und es bisher nicht zu Beanstandungen gekommen sein sollte. Die bloß stichprobenartige 
Überprüfung der Eintragungen ist nicht ausreichend. 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung 

verbunden): 

95/20/0243 


